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Die Corona-Krise hat unser Land vor nie dagewesene Herausforderungen gestellt. Die

von der Bundes- und Landesregierung getroffenen Maßnahmen zur Eindämmung des

Corona-Virus haben insbesondere auf die wirtschaftliche Situation in unserem Land

gewaltige Auswirkungen. Um schnell und unbürokratisch zu helfen, hat der Hessische

Landtag mit den Stimmen aller Fraktionen noch im März einen Nachtragshaushalt mit

einem Volumen von zwei Milliarden Euro auf den Weg gebracht. Um der hessischen

Wirtschaft in einer nie dagewesenen Krisensituation Unterstützung geben, Soforthilfen

leisten, kurzfristig Liquidität sicherstellen und Bürgschafts- und Kreditprogramme auflegen

zu können, haben wir Freie Demokraten sogar der befristeten Aussetzung der

Schuldenbremse zugestimmt. Wir haben Verantwortung übernommen – im Wissen, dass

die Krise und ihre Folgen mit diesem einen Nachtragshaushalt nicht wird bekämpft

werden können.
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Doch nun hat die schwarz-grüne Landesregierung den Pfad der gemeinsamen

Krisenbewältigung verlassen. Sie will ein Sondervermögen in Höhe von bis zu 12

Milliarden Euro auf den Weg bringen und damit vor allem den eigenen Machterhalt

sichern. Nicht alle im Fonds gebündelten Maßnahmen dienen der Bekämpfung der

Corona-Krise – sondern vielmehr der Befriedung des Koalitionspartners. Warum sonst

sollten die Ausgaben bis 2023 festgeschrieben werden? Und warum sollte ein CO2-

Minderungs- und Energieeffizienzprogramm, ein Infrastrukturprojekt E-Mobilität und die

energetische Sanierung von Wohngebäuden Berücksichtigung im schwarz-grünen

Schuldenprogramm finden?

In insgesamt sechs Gesprächen, die bis zu Beginn der vergangenen Sitzungswoche

andauerten, konnten weder die Vertreter von CDU und Grünen noch Finanzminister

Michael Boddenberg überzeugende Gründe darlegen, die unsere Zustimmung zu einem

derartigen Schuldenfonds rechtfertigen würden. Schließlich bedeutet eine Kreditaufnahme

in dieser Größenordnung nicht nur eine Ausnahme von der Schuldenbremse, sondern

auch eine Belastung künftiger Generationen.

Anstatt in der Krise jedoch weiter nach einem Kompromiss zu suchen, haben sich die

Landesregierung und die sie tragenden Fraktionen dazu entschieden, das umstrittene

Sondervermögen ohne die erforderliche Mehrheit im Parlament durchzudrücken. Ihr Plan
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sieht vor, die Zwei-Drittel-Mehrheit für Ausnahmen von der Schuldenbremse in eine

einfache Mehrheit zu ändern.

Das ist eine Zäsur im Hessischen Landtag: Während sich die Fraktion der Grünen immer

gegen eine Zwei-Drittel-Mehrheit ausgesprochen hat, begeht die CDU-Fraktion, die

dieses unwürdige Verfahren mitmacht, Wortbruch. CDU und Grüne entmachten das

Parlament und missachten den Willen der Bürgerinnen und Bürger, die sich 2011 mit

großer Mehrheit (70 Prozent) für die Aufnahme der Schuldenbremse in die Hessische

Verfassung ausgesprochen haben.

Wir Freie Demokraten wollen zielgerichtete Hilfen in der Krise leisten und haben den

Fraktionen von CDU und Grünen deshalb gemeinsam mit der Fraktion der SPD einen

Alternativvorschlag vorgelegt: mit einem weiteren Nachtragshaushalt in Höhe von

insgesamt 7,5 Milliarden Euro wollen wir in 2020 sowohl die Steuerausfälle von knapp drei

Milliarden Euro kompensieren als auch Corona-Maßnahmen in Höhe von 4,5 Milliarden

Euro unterstützen. Damit stellen wir eine halbe Milliarde Euro mehr als die

Landesregierung für Corona-Hilfen zur Verfügung und streben dabei sogar eine geringere

Neuverschuldung an.

Wir Freie Demokraten sind weiter zu einer gemeinsamen Lösung bereit. Im Interesse der

hessischen Bürgerinnen und Bürger, die der Politik in dieser Krise außerordentliches

Vertrauen entgegengebracht haben, müssen unsere Entscheidungen gerade jetzt mit

einem breiten politischen Konsens getroffen werden. In Zeiten wie diesen ist

größtmögliche Transparenz von Nöten.

Wir danken unserer Kollegin Marion Schardt-Sauer, die als haushalts- und

finanzpolitische Sprecherin unserer Fraktion in den vergangenen Tagen unermüdlich für

einen Konsens zum Wohle unseres Landes gekämpft hat. Zögern Sie bitte nicht, sie bei

Fragen oder Anregungen zu kontaktieren (M.Schardt-Sauer@ltg.hessen.de).

Wir sind nicht dazu bereit, den Alleingang von machthungrigen Christdemokraten und

Grünen mitzutragen, die unser Land willentlich bis ins Jahr 2023 in eine Krise versetzen,

um diese für ihre Zwecke instrumentalisieren zu können. Wir sind aber fest entschlossen,

auch in Zukunft zielgenaue Hilfen, die aufgrund der Corona-Krise und ihrer Folgen

notwendig werden, unter Einhaltung des Hoheitsrechts des Parlaments und im Sinne der

Generationengerechtigkeit zu unterstützen.
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